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Den Sumpf trockenlegen!
Keine Häuser für Neonazis
hier und überall!

Dresden. Um der Kampagne „Thor-
mussweg“ Nachdruck zu verleihen, gibt
es am Samstag, den 15. Februar eine klei-
ne Demonstration zum „Thor“. Um 10
Uhr ist Treff am Elbcenter in Pieschen,
um 11 Uhr ist eine Kundgebung vor dem
„Thor“ geplant. Nach wie vor ist das
„Thor“ der Ausgangspunkt vieler neona-
zistischer Aktivitäten und der Protest vor
dem „Thor“ soll darauf aufmerksam ma-
chen, dass in diesem Haus Neonazis agie-
ren, die seit Jahren in Dresden aktiv sind.
Sie werden es auch bleiben, wenn sie
nicht daran gehindert werden. Die
„Thor“-Neonazis haben ihrerseits eine
Demonstration für ihr gescheitertes Kon-
zept der sogenannten „nationalen Jugend-
arbeit“ angemeldet. Um 12 Uhr wollen
sich die Neonazis am Postplatz in der
Innenstadt Dresdens treffen. Daher wird
die Kundgebung am „Thor“ rechtzeitig
beendet, um noch in die Innenstadt zu ge-
langen und die Neonazis mit ihrer men-
schenverachtenden Propaganda zu stören.
Von 14 Uhr bis 16 Uhr gibt es eine Kund-
gebung von „Thor muss weg“ in der
Innenstadt vor dem Kulturpalast (Wils-
druffer Straße). Hier besteht die Möglich-
keit, sich bei Infoständen der Kampagne,
heißen Getränken und guter Musik zu in-
formieren oder auszuruhen. Diese Kund-
gebung ist auch Sammlungspunkt für
eine anschließende antifaschistische De-
monstration in Richtung Dresden-Neu-
stadt. Dabei wollen wir einen Abstecher
ins Hechtviertel machen und dort noch-
mals deutlich machen, dass wir die Anti-
Antifa-Aktivitäten der Neonazis nicht ak-
zeptieren werden! Kommt alle am 15. Fe-
bruar! info@thormussweg.de

http://www.thormussweg.de ■

Neonazis rüsten für den
„Tag X“
In der Neonaziszene kursieren seit eini-
ger Zeit Aufrufe zum „Widerstand“ ge-
gen den drohenden Irakkrieg. Unter dem
Titel „Was tun am Tag X?“ schreibt etwa
das Aktionsbüro Norddeutschland: „Es
bestehen kaum mehr Zweifel daran, dass
es wieder einen Militärschlag gegen den
Irak geben wird. Wieder ein Krieg ums
Öl. Wieder ein Krieg, der die globale
Machtposition der Oneworld-Strategen
unter Führung der USA weiter festigen
soll.“  Am Tag des Angriffes auf den Irak,
dem „Tag X“, soll mit den „Protestakti-
vitäten“ begonnen werden. Dabei sei der
„Phantasie“ der neonazistischen Fußtrup-
pen „kaum Grenzen gesetzt, Hauptsache,
die Aktionen sind wirkungsvoll und set-
zen an den richtigen Stellen an“. Das Ak-
tionsbüro macht daher auch gleich „Vor-

Die extreme Rechte in
Frankreich und Europa

1. Teil : Rechtsextremismus in
Europa - Ein Vorschlag analyti-
scher Kategorien

Hätte man einigen bürgerlichen Medien
in den jüngsten Monaten Glauben ge-
schenkt, dann wäre das Beste, was man
zur Bekämpfung rechtspopulistischer /
rechtsextremer / neofaschistischer Par-
teien tun könnte, für ihre unbedingte Re-
gierungsbeteiligung einzutreten. 

Das ist kein Scherz – auch wenn die
Schlussfolgerung vielleicht ein wenig zu-
gespitzt ist. Ernst meinte es das französi-
sche konservative Nachrichtenmagazin
,Le Point‘, als es in seiner Ausgabe vom
29. November 2002 die fünf Tage alten
Ergebnisse der österreichischen Parla-
mentswahlen so kommentierte: „Der
Sturz des Hauses Haider bestätigt, dass
die Ausübung der Regierungsmacht für
eine populistische Bewegung – die im
Wesentlichen auf Protest und Demagogie
aufbaut – eine tödliche Falle ist. Die öster-
reichische Erfahrung ist es wert, andern-
orts in Europa überdacht zu werden. Sie
zeigt, dass – weit mehr als moralische
Verurteilungen – die spröden Anforderun-
gen der Regierungsmacht das beste Mittel
sind, um die extreme Rechte und ihre
Heilsversprechungen zu disqualifizieren.“ 

Beherzigt man das Rezept, dann müss-
te man eigentlich das Experiment der ita-
lienischen Regierungskoalition aus Silvio
Berlusconis „Forza Italia“, den angeblich
geläuterten „Post-Neofaschisten“ unter
Gianfranco Fini und der Lega Nord des
Umberto Bossi überschwenglich begrü-
ßen. Dürfte es sich doch demnach um ein
besonders listiges Vorgehen handeln, um
die drei Komponenten des Rechts-Rechts-
Bündnisses dauerhaft zu diskreditieren
und zu zerstören. Umgekehrt müsste man
die Franzosen und Französinnen dafür ta-
deln, so dämlich gewesen sein, dem – im
ersten Wahlgang erfoglreichen – Präsi-
dentschaftskandidaten Jean-Marie Le Pen
dann doch mit deutlicher Mehrheit den
Weg ins höchste Staatsamt zu versperren.

Dieses Räsonnieren zeigt, auf welch
schiefe Bahn man sich begibt, wenn man
den oberflächlichen Pseudo-Analysen ei-
ner bestimmten bürgerlichen Presse folgt. 
■ Erfolge und Rückschläge in 

mehreren EU-Staaten

Dennoch gilt es, eine Feststellung zu tref-
fen: Die jüngsten Wahlen in Österreich
(24. November 2002) und den Niederlan-
den (22. Januar 2003) haben bedeutende
Rückschläge für zwei rechtspopulistische
bzw. rechtsextreme Parteien mit sich ge-
bracht, die in den vorausgehenden Mona-
ten bzw. Jahren wichtige Erfolge feiern
konnten. Die österreichischen „Freiheit-

lichen“ und die niederländische „Liste
Pim Fortuyn“ (LPF) verloren jeweils
knapp zwei Drittel ihrer vorherigen Man-
date im Parlament. 

In den 12 Monaten davor hatten solche
und vergleichbare Parteien noch eine Se-
rie von Wahlerfolgen. Im September 2001
schaffte die rassistische „Dänische Volks-
partei“ den Sprung ins Parlament – und in
die Regierung in Kopenhagen. 

Seit den portugiesischen Wahlen vom
17. März 2002 regiert auch in Lissabon
eine rechtspopulistische Formation, der
Partido Popular, mit. Einen Monat später
erhielt die französische extreme Rechte
mit ihren beiden Kandidaten, Jean-Marie
Le Pen und Bruno Mégret, 19,5 Prozent
im ersten Durchgang der Präsident-
schaftswahl. Und am 15. Mai 2002
schaffte es die Liste des, neun Tage zuvor
erschossenen, Pim Fortuyn aus dem
Nichts zur zweitstärksten politischen
Kraft zu werden – und für sieben Monate
zum Koalitionspartner der Christdemo-
kraten des CDA. Damit gab es zum dama-
ligen Zeitpunkt fünf Regierungskoalitio-
nen in den 15 EU-Mitgliedsländern, an
denen rechtspopulistische oder -extreme
Parteien beteiligt waren: in Wien (seit Fe-
bruar 2000), Rom (seit Mai 2001), Ko-
penhagen, Lissabon und Den Haag. 

Doch im September 2002 platzte zu-
nächst die österreichische Regierungskoa-
lition, einige Wochen später auch die
niederländische. Die Neuwahlen sollten
jeweils auf Kosten des rechtspopulisti-
schen oder -extremen Bestandteils der
Regierungsbündnisse gehen.

Die späteren Niederlagen gilt es zu ana-
lysieren, ohne daraus vorschnell eine ge-
nerelle Regel abzuleiten (wie ,Le Point’
dies beispielhaft in der oben zitierten Pas-
sage tat). Sie lassen entweder auf Struk-
turschwächen der jeweiligen Parteien
schließen, – wie etwa im Fall der nieder-
ländischen LPF, die noch keine gefestigte
und einheitliche Struktur aus dem geformt
hatte, was zu Anfang vor allem ein Hau-
fen von Karrieristen, Abenteurern und
Glücksrittern war. Vor allem neu gegrün-
dete „populistische“ Parteien auf eher dif-
fuser ideologischer Grundlage und ohne
Kaderstruktur haben mit vergleichbaren
Problemen zu kämpfen.  

Oder aber die Erfahrungen des – zeit-
weiligen – Scheiterns lassen die Schluss-
folgerung zu, dass die umgebende gesell-
schaftliche Situation für die entsprechen-
den Parteien auf Dauer ungeeignet aus-
fiel. Beispielsweise lässt sich wohl sagen,
dass die sehr stabile soziale Situation in
der Alpenrepublik und die Abwesenheit
eines für sie günstigen europaweiten Kon-
textes – vor allem vielleicht das Fehlen ei-
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schläge, wo Protest ansetzen sollte“,
nämlich bei „US-amerikanische[n] Ein-
richtungen jeglicher Art (da wir uns
ganzheitlich gegen die globale US-
Machtpolitik stellen, umfasst dies auch
deren wirtschaftliche oder unkulturelle
Auswüchse, wie z. B. bekannte US-Fir-
men oder Fast-Food-Ketten)“. Neben
„Einrichtungen“ von (Regierungs-)Par-
teien werden auch noch jene Medien,
„die offenkundig pro-amerikanische
Kriegspropaganda betreiben bzw. diese
unterstützen“ als Ziel genannt. Die Fra-
ge, wie „sich der Protest gestalten
[kann]“, beantworten die Neonazis kryp-
tisch: „Es gibt eine Reihe von gängigen
Protestmöglichkeiten - Demos, Mahn-
wachen, Kundgebungen, Infotische,
Flugblattverteilungen, Plakatieren - die
vielerorts durchführbar sind. Daneben
gibt es aber auch alternative Protestfor-
men, auf die hier nicht spezieller einge-
gangen werden soll. Sprecht nicht lange
über das, was ihr tun wollt, sondern tut
es einfach ...“ Für etwaige Teilnehmer an
Anti-Kriegs- und Pro-Irak-Demonstra-
tionen bietet der neonazistische Wikin-
gerversand (BRD) übrigens schon seit
geraumer Zeit Irak- und Palästinaflag-
gen an.

Ochensberger vor neuen
Taten
Nach seiner Haftentlassung im Dezem-
ber 2002 versucht der Vorarlberger Neo-
nazi Walter Ochensberger, mit seiner
Zeitschrift PHOENIX weiterzumachen.
Jedoch werde sich, so Ochensberger in
einem Brief an die „Kameraden“, die
Herausgabe einer neuen Nummer „um
einige Wochen verzögern“. Als Grund
dafür gibt er die „noch nicht gesicherte
Finanzierung“ an. Ochensberger ver-
spricht in dem Schreiben, dass sich an
der inhaltlichen Ausrichtung von
PHOENIX nichts ändern wird: „Wir
werden auch in Zukunft gegen alle
Widerstände für Wahrheit und Gerech-
tigkeit eintreten.“ Einmal mehr macht er
sich und seinesgleichen Mut: „Unser
unermüdlicher Kampf um die geschicht-
liche Wahrheit und Freiheit zur Selbst-
bestimmung auch für unser deutsches
Volk [...] wird von Erfolg gekrönt sein.
Da sind wir uns ganz sicher! Wir stehen
nicht allein, unsere Verbündeten sind
alle unterdrückten und von USrael be-
vormundeten Völker, die sich an diesem
größten und umfassendsten Befreiungs-
kampf in der Menschheitsgeschichte be-
teiligen werden.“

Die österreichische Republik nennt
Ochensberger in seinem Brief eine „Hu-
rendemokratie unter USraels Herr-
schaft“. 

DÖW - Dokumentationsarchiv Öster-
reichischer Widerstand, www.doew.at ■

nes gleichwertigen Partners beim größe-
ren Nachbarn Deutschland – der FPÖ fürs
Erste nicht hinreichend Nährboden gebo-
ten hat. Ein europaweiter Krisenkontext,
der den Ruf nach rechtsautoritären Lösun-
gen – jenseits des Rahmen dessen, was
ohenhin durch Konservative und auch So-
zialdemokraten überall praktiziert wird -
lauter hätte werden lassen, hätte da völlig
andere Ausgangsbedingungen geboten. 

Möglicherweise liegt eine Ursache der
Rückschlage insofern darin, dass es sich
bei den betreffenden politischen Kräften
um „Krisenparteien“ handelt, auf deren
„Lösungen“ vorwiegend zur Verwaltung
zugespitzter Krisen zurückgegriffen wird.
Diese autoritäre Krisenbewältigung kam

aber – jenseits des ohnehin „üblichen“
konservativ-liberalen Maßes – im öster-
reichischen Kontext nicht zum Zuge, zu-
mal das kleine EU-Mitgliedsland sich den
Forderungen einer auf Stabilitätspolitik
pochenden EU-Kommission gegenüber
sah. Dies führte zur wachsenden Unge-
duld einer bestimmten kleinbürgerlichen
Klientel, die historisch an die Erinnerung
von NS-„Krisenlösungs“rezepten festhält
– dieses historische Gedächtnis ist nun
einmal in Österreich besonders ausge-
prägt. Daher rührte ein gewisser Unmut
innerhalb der FPÖ-Basis. Zugleich aber
konnte die Partei in der gegebenen, politi-
schen und sozialen Situation nicht we-
sentlich weiter über den Rahmen bürger-
licher Interessenpolitik hinaus gehen.
■  Unterschiedliche Kräfte rechts von

den Bürgerlichen

Nicht alle jene Kräfte, die man – die Din-
ge unzulässig vereinfachend – in der Pres-
se als „Rechtspopulismus“ bezeichnet,
lassen sich analytisch unter einen Hut pa-
cken. Allzu grob vereinfachend ist der Be-
griff des „Rechtspopulismus“ deswegen,
weil er vor allem die Methode in den
Mittelpunkt stellt – also einen bestehende
Unzufriedenheitspotenziale in der Gesell-
schaft (oft in demagogischer Weise) auf-
greifenden, gegen die >politische Klasse<

in ihrer traditionellen Form bündelnden
Diskurs, der oftmals „uns da unten“ anzu-
sprechen versucht. 

Dabei handelt es sich aber lediglich um
ein politisches Instrument. Im Übrigen
qualifiziert der so verstandene Begriff des
„Populismus“ nicht sämtliche, darunter
gefassten Parteien in allen Momenten. So
wurde etwa das „Phänomen Le Pen“ nach
den Wahlerfolgen vom Frühjahr 2002 in
der europäischen Presse oftmals unter
dem Begriff des „Rechtspopulismus“
gleich mit verhandelt, obwohl wir es hier
viel eher mit klassischem Neofaschismus
– der allerdings in den letzten Jahren in-
haltlich verwässert wurde, da sich die
„Bewegung“ tendenziell auf eine Persön-

lichkeit reduziert hat – zu tun
haben. 

Jean-Marie Le Pen hat sich
jedenfalls nicht zu jedem
Zeitpunkt seines politischen
Aufstiegs als ein „Populist“
im oben definierten Sinne
verhalten. Als Jean-Marie Le
Pen beispielsweise kurz nach
dem Ausbruch der Kuwait-
Krise im August 1990 die
bisherigen (pro-atlantischen
und auf den politischen Ka-
tegorien der Kolonialkriege
beruhenden) Orientierungen
seiner Partei über den Haufen
warf und sich offensiv und
explizit mit dem irakischen
Diktator Saddam Hussein so-
lidarisierte, da hatte er die
Mehrheit der Wählerschaft

der eigenen Partei gegen sich. Damals
folgte Le Pen nicht einfach einer Massen-
stimmung, sondern verfolgte eine gezielte
Strategie. Diese beruhte auf der Annahme,
dass es einerseits nötig sei, sich radikal
von den Konservativen – die zur Front der
Unterstützer der US-Kriegsmobilisierung
zählten – abzugrenzen. Und dass anderer-
seits nach dem Ende des Kalten Krieges
und der bipolaren Blockordnung der Anti-
kommunismus allein keine weltpoliti-
schen Orientierungsmuster mehr liefere,
auf denen die Ideologie der Partei aufbau-
en könne. Stattdessen sei es möglich und
notwendig, so dachte Le Pen damals, in
radikaler Abgrenzung von Konservativen
und Liberalen die bisherige (eher) pro-
westliche Orientierung aufzugeben, und
sich mit radikalen Nationalisten gegen die
liberale Variante des „vaterlandslosen (Fi-
nanz-)Kapitalismus“ zu verbünden. Da-
mit ging Le Pen  damals nicht unbedingt
konform mit einer Massenstimmung.

Abstrahiert man also einmal von dem,
eher mystifizierenden denn erklärenden,
Begriff des „Populismus“, so lassen sich
verschiedene Typen von Kräften rechts
von den bürgerlich-konservativen Par-
teien ausmachen – möchte man sie nun
als rechtsbürgerliche, rechtsautoritäre,
rechte Bewegungs-,  oder neofaschisti-
sche Parteien bezeichnen. 

Internetseite

des FN
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Zunächst einmal lassen diese Kräfte
und Formationen sich grob nach Struktur-
merkmalen ordnen. So finden wir: 

● eher lose zusammengewürfelte Di-
lettantenhaufen wie die niederländische
LPF (denen in Deutschland vom struktu-
rellen Element her die verblichene „Statt
Partei“ nahe kommen dürfte, bei der frei-
lich der Rassismus keine so zentrale Rolle
spielte), auf die das Etikett „populistisch“
wohl am ehesten zutrifft; 

● reine Wahlparteien mit – außerhalb
von Parlamentswahlen – eher geringer ge-
sellschaftlicher Verankerung, die aber an
Wahltagen von der Legitimationskrise der
hergebrachten bürgerlichen Parteien pro-
fitieren; 

● straff organisierte Aktivis-
tenparteien, die auch nach ech-
ter Mobilisierung und Struktu-
rierung einer sozialen Basis
streben, wie dies auf den fran-
zösischen Front National wäh-
rend (des größeren Teils) der
90er Jahre zutrifft; 

● militante Kaderorganisa-
tionen, mit fließendem Über-
gang in das (jedenfalls poten-
ziell) rechtsterroristische Um-
feld, wie die deutsche NPD
oder die französische Unité
Radicale, die im August 2002
verboten wurde, aber am er-
sten Wochenende im April
2003 eine neue „politische
Partei“ begründen will.

Neben diesen inneren
Strukturmerkmalen gibt es
aber auch inhaltliche Scheide-
linien, entlang derer sich die
unterschiedlichen Parteien ein-
teilen lassen. Dabei lassen sich – grob ge-
sprochen – die politischen Kräfte, die oft-
mals seit den 80er Jahren des 20. Jahrhun-
derts rechts von den liberal-konservativen
Parteien aufsteigen, zwei gegensätzlichen
Polen zuordnen. Auf der einen Seite findet
man Parteien, die eine Ein-Punkt-Pro-
grammatik bzw. (häufiger) ein aus zwei
zentralen Punkten bestehendes Agitations-
programm vertreten: gegen Immigranten
sowie gegen Steuern und sozialstaatliche
Kosten. Man kann sie als eine Art von ver-
schärfendem Korrektiv zu den Konserva-
tiven und Liberalen betrachten.   

Dieser Typus rechter Parteien lässt sich
wiederum in zwei Untervarianten eintei-
len. Auf der einen Seite stünden demnach
die außerhalb des bisherigen politischen
Bürgerblocks stehenden, neuen politischen
Kräfte, wie dies etwa auf die niederländi-
sche LPF zutrifft. Auf der anderern Seite
hat man es aber auch oft mit „umgewan-
delten“ bürgerlichen Parteien zu tun, mit
einer Entstehungsgeschichte ähnlich jener
der deutschen „Republikaner“ (REPs), die
1983 aus einer Rechtsabspaltung der CSU
heraus entstanden. Mitunter handelt es sich
auch um „echte“ bürgerliche Parteien, die
einfach einen vakant gebliebenen Platz auf

der extremen rechten Seite des politischen
Spektrums besetzen. So konnten die
schwedischen Liberalen, indem sie einen
vor allem gegen Immigranten und (be-
sonders) gegen Einwanderer aus muslimi-
schen Ländern gerichteten Diskurs über-
nahmen, bei den Wahlen im September
2002 ihren Stimmenanteil von davor circa
4 auf über 13 Prozent der Stimmen stei-
gern. Die Abwesenheit einer starken, „au-
thentischen“ rechtsextremen Partei machte
dies möglich. Zugleich lässt sich die betref-
fende Partei an zahlreichen politischen Fra-
gen weiterhin als eine klassische, bürgerli-
che Interessenpartei einordnen. 

Dabei verfolgen solche Kräfte im We-
sentlichen das Ziel, in der bürgerlichen

Gesellschaft bestehende soziale Hierar-
chien noch zu vertiefen und gegen jene zu
treten, die in ihr am weitesten unten ste-
hen. Dieser Standort - „unten“ - wird aber
nicht, wie bei sonstigen Liberalen, haupt-
sächlich durch den Geldbeutel definiert,
sondern durch „natürliche“ bzw. biologi-
sierte Faktoren wie den Geburtsort oder
die Herkunft der Vorfahren. Dadurch
schaffen solche Parteien es mitunter auch,
einen nicht unbedeutenden Teil von Lohn-
abhängigen oder sozial eher schlecht ge-
stellten Personen auf ihre Seite zu ziehen,
die der festen Ansicht sind, eigentlich, ja
eigentlich müsste es ihnen aufgrund ihrer
„Qualitäten“ doch zustehen, in der Hierar-
chie der Konkurrenzgesellschaft deutlich
weiter oben zu landen. So konnte die ras-
sistische „Dänische Volkspartei“, die si-
cherlich eher zu diesem ersten Typus ge-
hört, bei den Wahlen im September 2001
besonder dort Gewinne – bis zu einem
Stimmenanteil von 20 Prozent – verbu-
chen, wo die Sozialdemokratie Wähler
verloren hatte. 

Die vorherrschende „ethnische“ Seg-
mentierung des Arbeitsmarkts – auf dem
die Arbeitsimmigration in der Phase nach
dem Zweiten Weltkrieg dazu diente, die

Der „historische Moment“

Den folgenden Artikel zum Staats-
vertrag mit dem Zentralrat der Ju-
den in Deutschland entnahmen wir:
hagalil.com

Bundeskanzler Gerhard Schröder und
der Präsident des Zentralrates der Juden
in Deutschland, Paul Spiegel, haben am
Holocaust-Gedenktag in Berlin erst-
mals einen Staatsvertrag unterzeichnet,
der die Unterstützung der jüdischen Ge-
meinden in Deutschland regelt. Mit
dem Vertrag soll der Zentralrat für seine
sozialen und religiösen Aufgaben drei
Millionen Euro im Jahr erhalten. Im
Mittelpunkt steht dabei die Integration
jüdischer Einwanderer aus der ehemali-
gen Sowjetunion. Spiegel sprach von
einem „historischen Moment“, der den
politischen Willen von Regierung und
Parlament, dass Juden in Deutschland
leben, dokumentiere.

Im Vorfeld war vielfach davon die
Rede, dass sich die jüdischen Gemein-
den heute in einer Umbruchsphase be-
finden. Gemeint ist damit hauptsächlich
der Einfluss der jüdischen Zuwande-
rung aus der ehemaligen Sowjetunion,
die das Bild der Gemeinden umgekrem-
pelt hat. Zur Regelung der unklaren Si-
tuation für die 12 liberalen Gemeinden
in Deutschland trägt der Staatsvertrag
jedoch nichts bei. Im Gegenteil, der
Zentralrat wird als Vertretung aller
deutschen Juden angesehen, egal, ob
dieser eine Öffnung der Einheitsge-
meinden für das liberale Judentum er-
möglicht oder nicht.

Die „Weltunion des Progressiven Ju-
dentums“ behält sich daher den Rechts-
weg vor, um notfalls darüber einen An-
teil am Staatsvertrag zu erhalten. Es
wäre auch anders möglich, wie bei-
spielsweise in Niedersachsen. In Han-
nover wurde der Staatsvertrag zwischen
dem Land und den Jüdischen Gemein-
den um den Zusatz ergänzt, dass der li-
berale „Landesverband der Israeliti-
schen Kultusgemeinden“ zehn Prozent
der Fördersumme erhalte.

Ohne Zweifel ist die Unterzeichnung
des Vertrages ein wichtiges Signal, eine
gesetzliche Bestätigung der Veranke-
rung jüdischen Lebens in der Mitte der
deutschen Gesellschaft. Der Vertrag
wird geschlossen, „geleitet von dem
Wunsch, den Wiederaufbau jüdischen
Lebens in Deutschland zu fördern und
das freundschaftliche Verhältnis zu der
jüdischen Glaubensgemeinschaft zu
verfestigen und zu vertiefen“, wie es in
der Präambel heißt. Leider wird er nicht
mit historischem Verständnis für die
Geschichte des deutschen Judentums,
das einst die Geburtsstätte der Reform-
bewegung war, geschlossen.

aue / hagalil.com 27-01-03 ■

Internet„boutique“ des Front National
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am geringsten geschätzten Positionen auf-
zufüllen – hat zu einem solchen Zustand
des Bewusstsseins mit beigetragen. Eben-
so die doppelte Erfahrung, dass – einer-
seits – der in den kapitalistischen Metro-
polenländern einmal erreichte Lebens-
standard weit höher liegt als in der übri-
gen Welt, andererseits aber, dass dieser
Standard für die subalternen Klassen be-
reits wieder im Abbau begriffen ist. (Da-
bei ist es freilich das „heimische“ Kapital,
das diesen Abbau vorantreibt.) Für man-
che Individuen folgt aus dieser Situation
der unbedingte Wille, den einmal erreich-
ten Reichtum gegen „das Elend der Welt“
zu sichern.  

Solche politischen Kräfte sind in der
Regel fundamental pro-westlich einge-
stellt und sehen den Feind in der Einwan-
derung, in der so genannten Dritten Welt
und in der „Einkreisung“ der reichen Me-
tropolen. Dabei dient „der Islam“, als aus-
gemalte globale Gefahr, als ideologische
Chiffre, welche die Abscheu vor der „Bar-
barei“ der armen (und oft vom Kolonia-
lismus / Imperialismus ausgeplünderten)
Länder mit jenem gegen die Anwesenheit
von Immigranten auf dem europäischen
Boden zu verbinden vermag.  Das bein-
haltet regelmäßig eine pro-amerikanische
und in der Mehrzahl der Fälle auch eine
klar pro-israelische Ausrichtung – und sei
es nur, um auf diesem Wege jeden Ver-
gleich mit Faschisten und den Nazis ab-
schmettern zu können.  

Eine spezifische Ausformung dieser,
sozusagen, Metropolen-Rechten bildet
die niederländische LPF. Deren Gründer -
der Soziologe und Millionär Pim Fortuyn,
der in den 70er Jahren auch einmal Mar-
xist gewesen war, wegen seines ausge-
prägten Egozentrismus aber früher in al-
len politischen Parteien angeeckt war –
nahm bedeutende Versatzstücke der
„niederländischen Liberalität“ in seinen
rassistischen Diskurs auf. Denn er kehrte
die Verteidigung individueller, bürger-
licher Freiheitsrechte – wie sie in den hö-
her entwickelten kapitalistischen Metro-
polen, mit hohem Lebensstandard und re-
lativ gesicherter bürgerlicher Demokratie,
im Laufe der Jahrzehnte durchgesetzt
werden konnten – einfach gegen die Kul-
tur muslimischer Länder als angeblich
„tiefer stehender Kultur“. Deren angeb-
lich „an sich“ freiheitsfeindlicher Charak-
ter bedrohe jetzt den erreichten Standard
individueller Rechte in Europa - und darü-
ber spannte er den Bogen zur Anwesen-
heit von Einwanderern in den Niederlan-
den. Da der Hochschullehrer  nicht nur
Exzentriker, sondern auch bekennender
Homosexueller war, wirkte dieses Be-
kenntnis zur „niederländischen Libera-
lität“ glaubhaft genug. Nicht alle Rechts-
parteien aber integrieren diese Verteidi-
gung der individuellen Rechte gleicher-
maßen in ihren Diskurs, denn bei vielen
hat jene des „christlichen Abendlands“
Vorrang – die selbst oftmals gegen die

Rechte von Homosexuellen und anderen
Minderheiten gerichtet ist.

Einen Sonderfall in Europa stellen da-
bei freilich die Parteien des deutschspra-
chigen Raums (BRD, Österreich und
Nordschweiz) dar. Denn bei ihnen spielt
der Drang zur „Normalisierung“ der Na-
tion, den die Erinnerung an die NS-Ver-
gangenheit blockiere, eine wichtige Rolle.
(Im Falle der deutschsprachigen Schweiz
ist die Erinnerung an die Kollaboration
der Banken mit NS-Deutschland, die vor
wenigen Jahren an¹s Tageslicht kam und
die Eidgenossenschaft ins internationale
Zwielicht brachte, sowie an die Zurück-
weisung jüdischer Flüchtlinge an den
Grenzen im Zweiten Weltkrieg, die abge-
wehrt werden soll.) Daraus resultiert ein
so genannter sekundärer Antisemitismus,
der den Juden vorwirft, die Erinnerung an
vorausgegangene Verbrechen am Leben
zu erhalten, welche das Ansehen der Na-
tion beschmutze. Diesen können sich
auch „eigentlich“ bürgerliche Parteien
wie der Möllemann-Flügel der FDP oder
die Schweizer SVP unter Christoph Blo-
cher (eine Partei rechtsbürgerlicher Her-
kunft, die aber einige wesentliche Cha-
raktermerkmale rechtsextremer Parteien
angenommen hat) zunutze machen.  

Am entgegengesetzten „Pol“ finden
wir hingegen Parteien, die auf der Er-
scheinungsebene eher als „revolutionäre“
Rechte – der Ausdruck für den histori-
schen Prä-Faschismus stammt von dem
linken israelischen Historiker Zeev Stern-
hell – betrachtet werden (wollen). Diese
Parteien reden nicht nur einer etwas ver-
schärften Gangart gegen jene, die ohnehin
sozial „unten“ stehen, das Wort. Sie wet-
tern auch gegen die dominierenden ge-
sellschaftlichen Eliten, oder jedenfalls ei-
nen Teil von ihnen. Allerdings tun sie dies
unter Zuhilfenahme der gleichen argu-
mentativen Grundform, die auch den vor-
her beschriebenen Rassismus und Sozial-
darwinismus prägt, nämlich auf der Basis
biologisierter Kriterien wie Abstammung,
„Rasse“, Geburt. Dadurch wollen sie die
Nation (oder Europa) nicht nur gegen
„unten“ und gegen „außen“ abgrenzen –
wie die Vertreter der oben genannten poli-
tischen Kräften -, sondern nach allen Sei-
ten hin hermetisch dicht machen.

Der Antisemitismus und verschwö-
rungstheoretische Zugaben, gegen finste-
re konspirative „Lobbys“ etwa, erlauben,
was das Ein-Punkt-Programm des Dis-
kurses gegen die Immigranten allein – das
mit konservativer Politik und Hegemonie
noch grundsätzlich vereinbar bleibt - nicht
vermag. Es ermöglicht, eine alle mög-
lichen gesellschaftlichen Aspekte umfas-
sende, in sich geschlossene Gesellschafts-
theorie und eine vermeintliche „revolutio-
näre Alternative“ zu stiften. Wenn es da-
rum geht, die Nation nach allen Seiten hin
gegen äußere UND innere „Feinde“ abzu-
riegeln, dann richtet sich dies auch gegen
bürgerlich-demokratische Teile der Eliten,

und gegen die Keime der „Subversion“
innerhalb der herrschenden Gesellschafts-
ordnung selbst. Oftmals lässt sich die
Quelle solcher drohenden „Zersetzung“
benennen: Es handelt sich um das, was
Jean-Marie Le Pen jahrelang – in jüngerer
Zeit leicht abgeschwächt – als „die Lob-
bies“ angreift: also die Vertreter von Ge-
heimgesellschaften (dabei spielen auf der
französischen extremen Rechten bis heute
die Freimaurer eine wichtige Rolle) und,
selbstverständlich, die Juden. Die entspre-
chende Paranoia geht im Le Pen’schen
Diskurs so weit, dass er beispielsweise im
Januar 1993 auch in der modernen Kunst
die Keimzellen der Subversion angreifen
wollte: „Die moderne Kunst ist ein Kom-
plott, das darauf abzielt, das Inviduum
vom Wahren, vom Guten und vom Schö-
nen abzugrenzen und es dadurch zum ma-
nipulierbaren Roboter zu machen. Bre-
chen wir mit diesem Komplott.“ Selbst-
verständlich spielen in den Augen der ex-
tremen Rechten jüdische Künstler und In-
tellektuelle eine besondere Rolle als
Agenten der „Zersetzung“, auch wenn sie
nicht allein sind. Vermutet man hinter ih-
nen doch den Ursprung des Kommu-
nismus (festgemacht an der Herkunft von
Karl Marx oder Leo Trotzki) ebenso wie
des „vaterlandslosen Finanzkapita-
lismus“. 

Auf dieser Grundlage kann man noch
weit effektiver um die Verlierer der Ge-
sellschaft werben und eine auf Dauer von
den bürgerlich-konservativen Parteien
autonom auftretende, „gehärtete“ politi-
sche Kraft aufbauen. Solche politischen
Kräfte schmücken sich oftmals auch mit
anti-westlichen ideologischen Versatzstü-
cken und erklären sich die bestehende
internationale Hierarchie auf verschwö-
rungstheoretische Weise. Ihr Massenein-
fluss wächst oftmals auf der Grundlage ei-
ner ideologischen Krise oder eines
Niedergangs der Linken.  

weiter S. 12
Beispiele für das erstgenannte „Mo-

dell“ bietet etwa die Mehrheitsströmung

Haider erneuert Europapläne

Österreich. Nach der Niederlage der
FPÖ bei den Nationalratswahlen wen-
det sich Jörg Haider nun offenbar neu-
en Ufern zu und konkretisiert seine Eu-
ropapläne. Nach Informationen der Ta-
geszeitung „Kurier" plant er bereits für
die EU-Wahl 2004 eine gemeinsame
Kandidatur mit dem belgischen
Vlaams Blok, der italienischen Lega
Nord und anderen Parteien der europä-
ischen extremen Rechten. 

Erst im letzten Juli hatte in Kärnten
ein Treffen zur Vorbereitung eines sol-
chen Projekts stattgefunden. 

Newsletter der Rosa Antifa Wien,
www.raw.at, 

Quelle: http://www.kurier.at ■
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der italienischen „Postfaschisten“ der Al-
leanza Nazionale, die mit dem Wirt-
schaftsliberalen Silvio Berlusconi liiert
ist. Auch die so genannte Schill-Partei, die
PRO (Partei Rechtsstaatliche Initiative) in
Deutschland, dürfte zweifellos zu diesem
Spektrum zu rechnen sein. Hingegen ge-
hören Kräfte wie die NPD eher zur zwei-
teren Variante.    Wo aber steht der franzö-
sische Front National, als diejenige bis
heute erfolgreiche rechtsextreme Kraft in
Westeuropa, deren Durchbruch als Mas-
senpartei – jedenfalls bei Wahlen – am
frühesten erfolgte, nämlich 1983/84? Die
richtige Antwort müsste lauten: auf bei-
den Polen gleichzeitig. Damit ist auch
schon etwas über die Gründe seines Er-
folgs ausgesagt.   

2. Teil : Der Front National,
oder : Die Variationsfähigkeit
einer rechtsextremen Partei

Denn in aufeinander folgenden Phasen
hat die Partei beide Diskurse erfolgreich
angewandt: Der FN der 80er Jahre war
eher national-konservativ ausgerichtet
und zog den rechten Rand der konservati-
ven Wählerschaft an. Hingegen gelang
ihm es in den 90er Jahre, unter Arbeitern
und Erwerblosen Anziehungskraft zu ent-
wickeln – vor dem Hintergrund des Zu-
sammenbruchs der realsozialistischen Re-
ferenz, die im KP-Milieu bis 1989 wirk-
sam geblieben war, und der Bekehrung
der französischen Sozialdemokratie zu
Marktwirtschaft und „ökonomischem Re-
alismus“. Heute kann Le Pen auf wahlpo-
litischer Ebene auf beide Erfolgsgrundla-
gen gleichzeitig bauen. Allerdings bleibt
der Erfolg zum jetzigen Zeitpunkt prekär.  

Ein Hauptgrund dafür ist, dass zwar Le
Pen als „starker Mann“ diese – unter sich
widersprüchlichen – Erwartungen bün-
deln kann, der Partei jedoch seit ihrer
Spaltung 1999 die Kader fehlen (oder je-
denfalls jahrelang fehlten), um vor Ort ein
gesellschaftliches Publikum dauerhaft bei
der Stange zu halten. Angesichts der Par-
teispaltung 1999 behielt Le Pen die Aus-
strahlungskraft auf die Wähler. Aber Bru-
no Mégret nahm die Kader mit, die - mit
Gewerkschafts- und ähnlicher sozialer
Wühlarbeit – dem Neofaschismus als im
konkreten sozialen Leben verankerter
Kraft dauerhafte Stabilität zu verleihen
suchten. Mit kaum bekannten und uner-
fahrenen örtlichen Vertretern hat die ex-
treme Rechte daher bei den Parlaments-
wahlen im Juni 2002 ein Drittel der Stim-
men wieder eingebüßt, die Le Pen im
April 2002 zur Präsidentschaftswahl sam-
meln konnte. 

Der Gründer des, im Oktober 1972 aus
den Resten von Hardlinergruppen aus
dem Algerienkrieg, Vichy-Veteranen und
rechtsextremem Studentenmilieu gegrün-
deten FN hat in seiner Biographie tatsäch-
lich unterschiedliche weltpolitische
Orientierungen abwechselnd vertreten.
1956 als jüngster Abgeordneter – für eine

kleinbürgerliche Anti-Steuer-Partei, die
„Poujadisten“ – ins Parlament gewählt,
nahm er im selben Jahr freiwillig am fran-
zösisch-britisch-israelischen Überfall auf
Ägypten teil, das zuvor den Suezkanal na-
tionalisiert hatte. Ein Jahr später folterte
er im Algerienkrieg. Aus dieser Zeit hatte
Le Pen außenpolitische Sympathien für
Israel, das damals Frankreichs enger Ver-
bündeter in der Nahost-Region war, be-
halten. Le Pen, der auf einem Auge blind
ist – heute trägt er ein Glasauge – trug in
den 60er und 70er Jahren lange eine Au-
genbinde, und verglich sich deswegen vor
seinem Publikum gerne mit dem israeli-
schen Haudegen Mosche Dayan. Das be-
deutet nicht, dass er kein Antisemit gewe-

sen wäre – das war er
vermutlich immer.
Nur, da er einerseits
fest von einer großen
internationalen Macht
„der Juden“ überzeugt
war, mit denen man
sich besser gut stelle,
und andererseits den
Staat Israel für eine
gute Möglichkeit
hielt, die jüdische Be-
völkerung aus Europa
loszuwerden, hielt er
international einen
klar pro-israelischen
Kurs.

Die gesellschaftli-
che Basis der FN-

Wahlerfolge wechselte im Laufe der Jah-
re. Während der ersten Hälfte der 80er
Jahre beruhte der Durchbruch des Front
National als Wahlpartei (bei den Kommu-
nalwahlen 1983 und den Europaparla-
mentswahlen 1984) vor allem auf traditio-
nell konservativ orientierten Schichten,
die den bürgerlichen Parteien den Rücken
kehrten. Ursache dafür war der Nieder-
gang eines bedeutenden Teils der traditio-
nellen Mittelschichten (Kleinunterneh-
mer, Handwerker, Freiberufler, selbstän-
dige Landwirte), die in Frankreich länger
erhalten geblieben waren als etwa in der
benachbarten BRD – u.a. weil die Groß-
bourgeoisie lange Zeit auf sie Rücksicht
genommen hatte, um sie als soziales Boll-
werk gegen die Arbeiterbewegung und
die „Revolutionsgefahr“ zu erhalten.
Doch mit der zunehmenden europäischen
Integration der Ökonomien kamen diese
Schichten ab den späten 70er Jahren unter
die Räder. Die bürgerlichen Parteien ver-
loren an Integrationskraft. In einem ver-
zweifelten Aufbäumen demonstrierten
viele - politisch reaktionäre – Angehörige
diese traditionellen Mittelschichten in den
frühen 80er Jahren. Das ideologisch sinn-
stiftende Band gab dabei die Mobilisie-
rung für den Erhalt der katholischen Pri-
vatschulen in den Jahren 1983/84 an. In
dieser Zeit konnte der Front National die-
se konservativ-rückwärts gewandte Mobi-
lisierung ausnutzen, und rechts von den

Konservativen politisch Fuss fassen. Da-
mals bezog er sich vor allem positiv auf
die katholische Kirche, auf US-Präsident
Ronald Reagan und seinen „Kreuzzug ge-
gen den Kommunismus“, und malte als
Gefahr vor allem „den Islam“ bzw. „die
islamische Invasion aus der Dritten Welt“
an die Wand.

Das Profil einer autoritären, aber klar
pro-westlichen Rechten wurde in den spä-
ten 80er Jahren in Frage gestellt, als Le
Pen sich in einem Fernsehinterview im
September 1987 – etwas unbedacht – zu
den Thesen der Geschichtsrevisionisten
bekannt hatte. Prompt wurde sein Israel-
Besuch annulliert, den er vor den Präsi-
dentschaftswahlen im Frühjahr 1988 ab-
solvieren wollte; zuvor hatten seine anti-
muslimischen Tiraden auf der israelischen
Rechten einigen Widerhall gefunden, wo
man ihn 1987 mit Ariel Sharon verglich.
Auch eine Teilnahme am Parteitag der
britischen Konservativen unter Margeret
Thatcher, der bereits vereinbart war, 
musste abgesagt werden. In der Folgezeit
wechselte Le Pen auf ein anderes Stand-
bein. Von da ab hielt er sich mit derben
antisemitischen Aussprüchen nicht zu-
rück, die oftmals an den Ausdruck von
Verschwörungstheorien gekoppelt waren. 

Mit Beginn der Golfkrise, im Spätsom-
mer 1990, überraschte Le Pen selbst alte
Kämpfer seiner Partei, von denen einige –
besonders Algerienkrieger – hinter den
Kulissen protestierten, indem er nicht für
die US-geführte Kriegsallianz Partei er-
griff, sondern für den irakischen Diktator
Saddam Hussein. Doch dieser Positions-
wechsel war Teil einer Strategie, die dar-
auf abzielte, sich den nach dem Mauerfall
erwachenden ethnischen Nationalismen
und 
Identi-
tätsbe-
wegun-
gen als
Alliier-
ter an-
zubie-
ten. In
dieser
Hinsicht
war Le
Pen
stets
sehr
ökume-
nisch:
Er ver-
stand es
bei-
spiels-
weise,
zu FN-
Kon-
gressen
sowohl
kroati-
sche 

Die Flamme ist das
Symbol des FN 
wie auch der italie-
nischen Alleanza 
Nazionale
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Ultranationalisten (von der HSP des Do-
boslav Paraga) als auch serbische, von der
„Radikalen Partei“ SRS, des Vojslav Se-
selj, gleichzeitig einzuladen. Auf theoreti-
sche Kohärenz ist man in solchen Kreisen
ja weniger bedacht – die Hauptsache ist,
dass die jeweiligen Gegenüber autoritär
und sind und die „Identitätssuche“ als po-
litisches Anliegen befürworten.

Auch das soziale Publikum des FN än-
derte sich, als die Partei in den frühen
90er Jahren die Sozialdemagogie in ihrer
Programmatik stärker entwickelte. Im
Parteiprogramm wurde nun nicht mehr
vor allem versprochen, soziale Errungen-
schaften zurückzudrehen, sondern deren
Ausbau wurde in Aussicht gestellt. Dabei
wurden alle sozialen Versprechungen na-
türlich mit Rassismus verbunden: Den
„eigenen“, den nationalen Arbeitern sollte
das gegeben werden, was man den Immi-
granten und denen, die nicht zur Nation
gehören sollten, wegzunehmen versprach.
Diese Phase fand ihren Höhe- und bishe-
rigen Schlusspunkt in den Jahren
1996/97, als die neofaschistische Partei
sich um die Gründung eigener Pseudo-
Gewerkschaften bemühte. Diese wurden
jedoch 1997/98 durch Gerichtsurteile bei-
seite geräumt. In der Folgezeit begann die
Phase der Parteispaltung und der Kampf
um den Apparat. 

Die Basisaktivitäten sind seitdem ten-
denziell zum Erliegen gekommen, auch
wenn in neuester Zeit Versuche unter-
nommen werden, wieder daran anzu-
knüpfen.

In den Jahren 1999 bis 2002 lebte der
Rest-FN vor allem von der persönlichen
Aura des alternden Jean-Marie Le Pen.
Vielleicht ist er dadurch aber umgekehrt
vielen als weniger gefährlich erschienen,
so dass er im April 2002 auf Wahlebene
nochmals zulegen konnte – auch wenn
der Erfolg nicht von Dauer blieb. Denn
die Parlamentswahlen im Juni 2002 mar-
kierten bereits einen Rückschlag. Seit
dem Herbst 2002 bringt die große Mehr-
heit der „Teilwahlen“ (in Frankreich wird
jedes Mal auf der Ebene eines Wahlkrei-
ses neu gewählt, wenn der Inhaber seines
Parlamentssitzes sein Mandat aus irgend-
einem Grunde niederlegt) einen Rück-
gang der FN-Stimmen gegenüber dem
vorher erreichten Stand mit sich. Die stark
rechtslastige Regierungspolitik in Sachen
„Innere Sicherheit“ mag dazu ihr Teil bei-
tragen. 

Seit der Phase 1999/ 2002 ist die gesell-
schaftliche Basis der FN-Erfolge diffuser,
sein Profil verschwommener. Zum Teil
zehrt er sicherlich noch von der davor er-
arbeiteten „Aura“ seines Chefs. Die Zu-
kunft der Partei ist derzeit ungewiss, zu-
mal sich seit einigen Tagen nunmehr drei
Protagonisten um das Erbe des Jean-Ma-
rie Le Pen streiten. Doch dazu mehr und
ausführlicher in der kommenden Ausgabe
der AN.            

Bernhard Schmid, Paris ■

: ausländer- und asylpolitik

Asyl in Deutschland: 
10 Jahre im Rückblick

Berlin. Durch staatliche Maßnahmen
starben viermal mehr Menschen als
durch rassistische Übergriffe. Dies ist
das Ergebnis der neu erschienenen zehn-
ten Auflage der Dokumentation
„Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und
ihre tödlichen Folgen“, in der über 3000
Einzelschicksale beschrieben werden.
„Die Lebensbedingungen für Flüchtlinge
sind heute brutaler denn je“, resümiert
die Antirassistische Initiative (ARI).

137 Flüchtlinge starben nach der Do-
kumentation auf dem Weg in die
Bundesrepublik Deutschland oder an den
Grenzen, davon allein 106 an den deut-
schen Ost-Grenzen; 389 Flüchtlinge er-
litten beim Grenzübertritt Verletzungen,
davon 229 an den deutschen Ost-Gren-
zen – die offiziellen Zahlen von 2002 lie-
gen dabei noch nicht mal vor. 111
Flüchtlinge töteten sich angesichts ihrer
drohenden Abschiebung oder starben bei
dem Versuch, vor der Abschiebung zu
fliehen; davon 45 Menschen in Abschie-
behaft. 385 Flüchtlinge haben sich aus
Angst vor der Abschiebung oder aus Pro-
test gegen die drohende Abschiebung
(Risiko-Hungerstreiks) selbst verletzt
oder versuchten, sich umzubringen; da-
von befanden sich 243 Menschen in Ab-
schiebehaft. 

5 Flüchtlinge starben während der Ab-
schiebung, und 206 Flüchtlinge wurden
durch Zwangsmaßnahmen oder Miss-
handlungen während der Abschiebung
verletzt. 18 Flüchtlinge kamen nach der
Abschiebung in ihrem Herkunftsland zu
Tode und mindestens 337 Flüchtlinge
wurden im Herkunftsland von Polizei
oder Militär misshandelt und gefoltert.
44 Flüchtlinge verschwanden nach der
Abschiebung spurlos. 10 Flüchtlinge
starben bei abschiebe-unabhängigen Po-
lizeimaßnahmen, 272 wurden durch Po-
lizei oder Bewachungspersonal verletzt.
57 Menschen starben bei Bränden oder
Anschlägen auf Flüchtlingsunterkünfte,
582 Flüchtlinge wurden z.T. erheblich
verletzt, 11 Menschen starben durch ras-
sistische Angriffe auf der Straße. 

„Durch staatliche Maßnahmen der
BRD kamen 281 Flüchtlinge ums Leben
– durch rassistische Übergriffe starben
68 Flüchtlinge“, zieht die ARI bittere Bi-
lanz. 

Die Dokumentation ist bei der ARI,
Yorckstr. 59, 10965 Berlin auf Papier
(DIN A4, 265 Seiten, Ringbindung)
und demnächst auf CD-Rom zum
Preis von 10 Euro (bei Versand: plus
1,60 EUR für Porto & Verpackung) 
erhältlich und ab Februar im Internet
verfügbar: 
www.berlinet.de/ari/titel/htm ■

Türkische Gemeinde: Besser
kein Zuwanderungsgesetz
Der stellvertretende Bundesvorsitzende
der Türkischen Gemeinde in Deutsch-
land, Kenan Kolat, wandte sich mit der
Forderung an die Bundesregierung, kein
Zuwanderungsgesetz zu beschließen,
falls die Vorschläge der CDU/CSU, die
im Innenausschuss des Bundesrates be-
schlossen worden sind, in das neue Zu-
wanderungsgesetz einfließen sollten.

Der Innenausschuss des Bundesrates
hat beschlossen, dass Kinder ausländi-
scher Eltern die deutsche Staatsbürger-
schaft nicht mehr nach dem Geburtsort-
prinzip erhalten, sondern nur dann, wenn
ein Elternteil in Deutschland geboren ist.
Nach der jetzigen Rechtslage werden
Kinder ausländischer Eltern Deutsche,
wenn ein Elternteil seit mindestens 8
Jahren in Deutschland lebt und eine Auf-
enthaltsberechtigung oder seit 3 Jahren
eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis
hat. „Dies ist Rückkehr zum mittelalter-
lichen Staatsbürgerschaftsverständnis“,
sagte Kenan Kolat.

Der Vorschlag, das eigenständige Auf-
enthaltsrecht für nachgezogene Ehegat-
ten von 2 Jahren auf 4 Jahre zu erhöhen,
sei eine Aushöhlung der Rechte insbe-
sondere ausländischer Ehefrauen. Die
Einführung eines „Eintrittsgeldes“ in
Höhe von 1.500 Euro für nachziehende
Ehegatten ist nicht nur absurd, sondern
wahrscheinlich verfassungswidrig, so
Kolat. Auch die finanzielle Beteiligung
an den sog. Integrationskursen durch den
Bund und den Teilnehmer ohne eine so-
ziale Differenzierung sei verfassungs-
rechtlich bedenklich, so Kolat weiter.

Die nochmalige Absenkung des Nach-
zugsalters auf 10 Jahre sei diskriminie-
rend. 

Kenan Kolat appellierte an die
Bundesregierung, in diesem Falle auf ein
Zuwanderungsgesetz besser ganz zu ver-
zichten.

Türkische Gemeinde in Deutschland
e.V. Almanya Türk Toplumu, TGD,

www.tgd.de ■




